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Widerstand gegen das Therapiezentram in Mauren wächst 
Einsprachen, Ausweitung der Unterschriftenaktion durch Anrainer ins Auge gefasst - Rechtsstreit derzeit nicht ausgeschlossen 

(hoe) - Der Widerstand gegen die the
rapeutische Wohngemeinschaft im Orts
teil Gnler in Mauren wächst. Nach Be
kanntwerden, dass der Verein für betreu
tes Wohnen in Liechtenstein in der Glatt-
Villa eine therapeutische Wohngemein
schaft einzurichten gedenke, kam es 
spontan zu Einsprachen und zu einer Un
terschriftenaktion mit über 520 Unter
schriften gegen das Projekt. Diese soll 
möglicherweise nun ausgeweitet werden, 
nachdem das 1. Gespräch am 18. April 
89, zwischen den Verhandlungsdelegatio
nen, gegenüber der völlig falschen Mel
dung des Liechtensteiner «Vaterlandes» 
vom Donnerstag, 20. April 89, ergebnis
los blieb. 

I m  Rahmen einer von Gemeindevor
steher Hartwig Kieber einberufenen 
«Schlichtungsversammlung» aller Interes
sengruppen am 28. März 89 zeigten sich 
deutlich die verhärteten Fronten, clie sich 
im Verlaufe der letzten Wochen leider 
noch verschärft haben. Unter dem Vor
sitz von Regierungsrat Dr. Wolff wollen 
sich die Verhandlungsdelegationen am 
28. April zu einem zweiten Schlichtungs
gespräch treffen. 

Die betroffenen Guler-Familien (18 
Familien mit ca. 32 Kindern) in einem 
intakten Wohngebiet stellen sich auf den 
Standpunkt, dass sie von den Betreibern 
und vom Fürsorgeamt als unmittelbare 
Nachbarn dieses umstrittenen Therapie
zentrums völlig ignoriert worden seien. 
Schon allein die Vertuschungsversuche, 
dass in diesem Teil der  Gemeinde Mau
ren eine therapeutische Wohngemein
schaft als Pilotprojekt verwirklicht wer
den sollte, wirft manche Fragen auf. D ie '  
Frage etwa; warum und was wurde ver
sucht zu verbergen? - Warum schaltete 
sich die Regierung mit der  Information 
erst so spät ein? - Wieso stellt sifch nicht 
das? Fürsorgeamt in  die vordere Reihe, 
wenn es um ein so wichtiges Sozialprojekt 
geht? - Warum wurde - nach Bekannt
werden des Widerstandes in der  Maurer 
Bevölkerung - eiligst ein zweites überar
beitetes Konzept heausgegeben, das laut 
«Vaterland»-Interview mit Dr. Wolff 
«auf die Besonderheiten des Wohnquar
tiert Guler zugeschnitten ist»? 

Die Guler-Familien be fü rch te ,  dass 
dieses zweite Konzept nur zur Beschwich
tigung diene, man aber in der «Salamitak
tik» weiterfahre. D e r  in diesem zweiten 
Papier umschriebene Patientenkreis sei -
so die Initianten - identisch mit der Pa
tientengruppe des 1. Konzeptes. Bildlich 
gesprochen handle es sich um «alten 
Wein in neuen Schläuchen». 

Wie wir kurz vor Redaktionsschluss 
von der  «Guler»-Verhandlungsdelegation 
in einem Zusatz zur Stellungnahme erfah
ren haben, werden auch ehemalige Dro
genabhängige und Alkoholiker in dieser 
Wohngemeinschaft untergebracht. Diese 
Aussage hätten die Herren Dr. O .  Ospelt 
und Dr.  M. Büchel anlässlich der Sitzung 
vom 17. April 1989 im Beisein des Regie
rungsvertreters gemacht. Kurz gesagt: 
Die Initianten fühlen sich hintergangen. 
Dies kommt besonders in der  offiziellen 
Stellungnahme zum Ausdruck, wo .es 
wörtlich heisst: «Unser Misstrauen, das 
wir diesen Leuten zu Recht entgegenbrin
gen, haben diese sich aufgrund ihrer 
rücksichtslosen Vorgehensweise und ih
res Verhaltens bei der  Standortbestim
mung selbst zuzuschreiben». 

Es kam zu Missverständnissen 
In seiner Stellungnahme schreibt Dr .  

Wolff, dass es aufgrund des Informations
defizits zu einigen Missverständnissen ge
kommen sei, besonders hinsichtlich des 
Kreises der in Aussicht genommenen Be-

Sportfonds schüttete 
167 000 Franken aus 

(pafl) - De r  Liechtensteinische Sport
fonds hat  im vergangenen Jahr zur Förde
rung des Sports/ in Liechtenstein Fr. 
167 000.- ausgeschüttet. Aufgrund der 
im gleichen Jahr erzielten Erträge von Fr. 
380 000.- erhöhten sich die Eigenmittel 
des Sportfonds . .auf  1,3 Millionen 
Franken. 

Die Gründung des Liechtensteinischen 
Sportfonds als unselbständige Stiftung 
des öffentlichen Rechts geht auf das Jahr 
1964 zurück. Damals widmete das Land 
der Stiftung" ein Startkapital von Fr. 
200 000.- und übertrug die Verwaltung 
des Stiftungsvermögens dem Sportbeirat. 
Aufgrund eines vom Landtag genehmig
ten Regierungsbeschlusses fliessen der 
Stiftung seit 1987 jedes Jahr der  Gewinn
anteil des Landes am Ertrag der  Sport-
Toto-Gesellschaft und ein Drittel des Ge
winnanteils am Ertrag der Interkantona
len Landsslotterie zu. 
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wohner. Tatsächlich sei es so, dass in 
diese Wohngemeinschaft auf keinen Fall 
Personen aufgenommen werden sollen, 
die entweder Suchtprobleme haben, von 
Alkohol, Medikamenten oder anderen 
Drogen abhängig seien, zu Gewalttätig
keiten neigen, akute psychotische Zu
stände hätten oder an schweren geistigen 
Behinderungen litten. Wolff räumt aller
dings ein, die «aufgekommene ablehnen
de Haltung eines Grossteils der  Bevölke
rung, könne nicht ohne Wirkung 
bleiben». 

In einem Communique hat der Verein 
für betreutes Wohnen sein Projekt in den 
Landeszeitungen am Mittwoch, den 19. 
April erläutert. Sinn und Zweck des Ver
eins ist es, mehrere solcher Wohngemein
schaften im Lande einzurichten. Das 
Konzept wird von der Regierung unter
stützt. Angesichts der in Mauren sichtba
ren harten Widerstände muss man sich 
auf der anderen Seite aber  ernsthaft fra
gen, ob eine Realisierung in anderen Ge
meinden nicht von vornherein zum Schei
tern verurteilt ist und man nicht nach 
anderen, besseren Wegen suchen sollte. 

Was kann Gemeinde tun? 
Als die erfolgversprechendste Lösung 

bezeichnet Vorsteher Hartwig Kieber das 
informative Sachgespräch und der Ver
such eines Konsenses, wenn unterschied
liche Sachinteressen und gegensätzliche 
Rechtsstandpunkte vertreten werden. E r  

habe die Regierung schriftlich über die 
Situation unterrichtet und seine Beden
ken geäussert, ob eine therapeutische 
Wohngemeinschaft im Guler aufgrund 
des heftigen Widerstandes noch sinnvoll 
sei. 

Unterschriftenaktion und möglicher 
Rechtsstreit? 
Wie heftig dieser Widerstand ist, verdeut
licht sich am festen Willen der Guler-
Initianten, wenn nötig eine mögliche 
Ausweitung der Unterschriftenaktion ins 
Auge zu fassen und einen Rechtsstreit in 
Kauf zu nehmen. Hier handle es sich 
nicht um ein Problem, das nur ein Quar
tier betreffe, sondern es gehe um die 
Interessen einer ganzen Gemeinde. Die 
Anliegen der Sozialpolitik - das sei ab
schliessend kommentiert, muss man - be
sonders in unserer Wohlstandsgesell
schaft - sehr ernst nehmen. Die, aus wel
chen Gründen auch immer, an den Rand 
der Gesellschaft gedrückten Aussensei
ter, haben ebenso ein Recht auf ein men
schenwürdiges Dasein. Für sie zu sorgen 
ist unsere Pflicht. Dies ist die Kehrseite 
der Medaille: Aber  mit fairen Mitteln 
und im gegenseitigen Vertrauen, mit Dia
logbereitschaft und ohne Wahrheitsver
zerrung. Dies alles hat im Guler-Fall ge
litten und in die Sackgasse geführt. 

Lesen Sie im Innern der heutigen Aus
gabe die Stellungnahmen aller involvierten 
Interessengruppen. 

Streusalzverbrauch um 23 Prozent angestiegen 
Bericht des Tießauamtes zum Winterdienst 1988 an-die Regierung - Insgesamt 1215 Einsatzstunden 

(pafl) - Die Aufwendungen für den 
Winterdienst 1988 liegen mit Gesamtko
sten von Fr. 664 000.-  um mehr als ein 
Drittel über denjenigen des Vorjahres. 
Trotz der ausserordentlich niederschlags
reichen Monate Februar und März und 
langanbaltenden Nebelperioden in der 
zweiten Jahreshälfte konnte der Winter
dienst ohne nenneswerte Störungen 
durchgeführt werden. 

Dazu beigetragen haben in erster Linie 
die zuverlässigen Einsätze des Betriebs
personals und die zur Verfügung stehen
den leistungsfähigen Schneepflüge, Auf
satzstreuer und Schneefräsen. Nach der 
Anschaffung einer Funkanlage kamen 
erstmals die für die Einsatzleiter und die 
Unternehmer angeschafften Meldeemp
fänger zum Einsatz, die eine wesentliche 
schnellere und bessere Verständigung 
zwischen den Eiiisatzleitern und dem 
Pflug- und Streudienst ermöglichen. In
nerhalb der Einsatzgruppen ist damit eine 
noch bessere Koordination und Kontrolle 
möglich. 

Mehr Streusalz verbraucht • \ 
Währenddem sich der Verbrauch an 

Streusplitt im Rahmen des Vorjahres be
wegte, stieg der Streusalzverbrauch im 
Vergleich zum Vorjahr um 23 Prozent auf 
270 Tonnen an. Die Ursache dafür liegt 
in den im zweiten Halbjahr 1988 über 
längere Zeit zu verzeichnenden Nebella
gen, die als überfrierender Rauhreif die 
Verkehrssicherheit massiv gefährdeten, 
weshalb vermehrte Streueinsätze ange
ordnet werden mussten. Wie aus dem 
Bericht des Tiefbauamtes an die Regie
rung hervorgeht, war der  im vergangenen 
Jahr angestiegene Streusalzverbrauch 
aufgrund der  besonderen Witterungsver
hältnisse trotz der  Einhaltung der stren
gen Weisungen bezüglich eines möglichst 
sparsamen Einsatzes von Streusalz aus 
Gründen der Verkehrssicherheit nicht zu 
vermeiden. 

Mit der  Fertigstellung des Werkhofes 
Triesenberg verfügt das Land heute über 
genügend Silos für die Einlagerung von 
Streugut. De r  optimale Standort des 

Werkhofes und die zur Verfügung ste
henden Räumlichkeiten für das Einstel
len der Fahrzeuge und Geräte ermögli
chen schnelle und rationelle Pflug- und 
Streueinsätze. 

Insgesamt 1215 Einsatzstunden 
D e r  Früh- und Spätdienst leistete 1988 

insgesamt 1215 Einsatzstunden. Aufgabe 
dieses Dienstes sind Kontrollfahrten, 
wenn ausserhalb der Arbeitszeit mit wet
terbedingten Strassenverschlechterungen 
zu rechnen ist. Der Früh- und Spätdienst 
ha t  sich ausserordentlich gut bewährt, in
dem er  örtliche Streueinsätze selber vor
nehmen kann und auf Anforderung der 
Polizei für Aufräumarbeiten, beispiels
weise bei Unfällen, kurzfristig zur Verfü
gung steht, 

Die  Regierung hat  den Bericht über 
den Winterdienst zur Kenntnis genom
men mit der Anweisung an das" Tiefbau
amt, der  möglichst sparsamen Anwen
dung von Streusalz das besondere Augen
merk zu schenken. 

Sind wir auf dem Weg zum Dienstleistungsstaat? 
Entwicklung bei der Berufswahl hinzu den kaufmännischen Berufen hält an - Langschuljahr bald beendet 

Ende Juni geht das Langschuljahr zu 
Ende. Viele der diesjährigen Schulabgän
ger/innen aus. Oberschule und Realschule 
haben bereits eine Lehrstelle gefunden, 
andere sind immer-noch auf der Suche 
nach einem geeigneten Ausbildungsplatz. 
Bei dieser Suche steht den jungen Leuten 
die Berufsberatungsstelle zur Seite, wel
che diese berät und. ihnen hilft, die pas
sende Lehrstelle zu finden. Dr. Karl Jklt; 
le von dieser Stelle stellt in einem kürz
lich der Regierung zugeleiteten Bericht' 
auch dieses Jahr fest, dass sich immer 
mehr Jugendliche für einen Beruf im 
kaufmännischen Bereich entscheiden, 
während die Interessenten für handwerk
liche Berufe weiter ruckläufig sind. Be
finden wir uns auf dem Weg zu einem 
Dienstleistongsstaat? 

Zurzeit liegen zwar noch keine genau
en Zahlen über die Berufswahl der  Schul
abgänger/innen vor, denn von den  306 
Fällen sind bis jetzt noch 51 offen. Die  
Berufeberatung hilft ihnen weiter, damit 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
Immer mehr junge jLeute zieht es hin zu den kaufmännischen Berufen 
Drittel der laufenden Lehrverhältnisse gehen in diese Sparte. 

. Ungefähr ein 

Regierung für die 
Feraseh-Konvention 

(pafl) - Die Regierung hat  sich grund
sätzlich für die Unterzeichnung der Euro
päischen Konvention über das grenzüber
schreitende Fernsehen ausgesprochen 
und Regierungschef Hans Brunhart be
vollmächtigt, diese im Rahmen der Mini
sterkomiteesitzung des Europarates am 
5. Mai für das Fürstentum Liechtenstein 
zu unterzeichnen. Das Zusammentreffen 
der Aussenminister der  Europaratsstaa
ten und die Unterzeichnung der Konven
tion stehen im Zeichen des Jubiläums des 
Europarates, der in diesem Jahr sein 
40jähriges Bestehen feiern kann. 

Trotz des Fehlens eines eigenen Fern
sehens sprechen nach Auffassung der  Re
gierung gute Gründe für die Unterzeich
nung der Massenmedienkonvention als 
einer der  wichtigsten Vereinbarungen, 
die im Rahmen des Europarates abge
schlossen wurden. So beinhaltet die Kon
vention neben einer zeitlichen Werbebe
schränkung auch Grundsätze über die au
diovisuelle Information mit Bestimmun
gen gegen Pornografie und Gewalt sowie 
den Einbezug des Entgegnungsrechtes. 

Eine zusätzliche Bedeutung erhält der 
Vertragstext durch die weitgehend identi
schen Nonnen mit der Europäischen Ge
meinschaft E G ,  die ebenfalls Vertrags-, 
partei der  Konvention ist. 

Fusion der Pfadfinder 
und Pfadfinderinnen 

Z u  einem «historischen Akt» im liech
tensteinischen Pfadfinderwesen kommt 
es morgen Samstag in Balzers. Nach jah
relanger Vorarbeit werden an einer Aus
serordentlichen Führer- und Führerin
nenversammlung der beiden Korps 
«Fürstlich Liechtensteinisches Pfadfin
derkorps St. Georg-Pfadfinder Liechten
steins» und «Fürstlich Liechtensteinisches 
Pfadfinderinnenkorps-Pfadfinderinnen 

Liechtensteins» diese beiden Vereine auf
gelöst und zu einem gemeinsamen Ver
band zusammengezogen. Nach der  Fu
sion durch die Annahme der gemeinsa
men Statuten wird die Gründung'sver-
sammlung des neugebildeten Verbandes 
mit dem Namen «Pfadfinder und Pfadfin
derinnen Liechtensteins» durchgeführt 
und mit einer kleinen Feier gebührend 
begangen. Z u  diesem Anlass sind alle 
Führerinnen und Führer der  verschiede
nen Pfadfinderkorps eingeladen. Beginn 
ist u m  17.30 Uhr  im Gemeindesaal Bal
zers. 

Koalitionsgespräche 
Die Delegationen der Vaterländischen 

Union und der Fortschrittlichen Bürger
partei trafen sich am 19. April 1989 zu 
einer zweiten zwischenparteilichen Be
sprechung im Hinblick auf die Bildung 
einer Koalition. Gegenstand der Bera
tungen bildeten erneut verschiedene da
mit im Zusammenhang stehende Fragen, 
die im Anschluss an die erste Bespre
chung vom 11. April 1989 weiter erörtert 
wurden. Eine weitere Besprechung wur
de in Aussicht genommen. v 
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